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Cecil Arndt und Christian Frings

Regeln brechen

Ein Interview mit Frances Fox Piven

In den letzten Jahren sind die Arbeiten von Frances Fox Piven (geb. 1932) und 
Richard A. Cloward (1926-2001) vor dem Hintergrund der globalen Krise wie-
der auf mehr Beachtung gestoßen. Insbesondere ihre 1977 veröfentlichte Studie 
„Poor People’s Movements: Why hey Succeed, How hey Fail“, die 1986 auf 
Deutsch unter dem Titel Aufstand der Armen erschien, stößt auf Interesse, weil 
sie in historisch-analytischer Weise auf zentrale Fragen der Entstehung, des Ver-
laufs und möglichen Erfolgs sozialer Bewegungen eingeht, die ab 2008 eine neue 
Aktualität erhalten haben.1 Im Juni 2009 war Frances Fox Piven in Deutschland 
und sprach auf der Konferenz „Class in Crisis. Das Prekariat zwischen Krise 
und Bewegung“, die am 19./20. Juni von der Rosa-Luxemburg-Stitung in Berlin 
durchgeführt wurde, zum hema „Gewerkschatskämpfe zwischen Entsolida-

1 Frances Fox Piven und Richard A. Cloward: „Aufstand der Armen“, Frankfurt a.M. 
1986. (Das Buch ist vergrifen und antiquarisch kaum zu bekommen – als PDF 
ist es im Internet erhältlich: http://www.who-owns-the-world.org/wp-content/
uploads/2010/01/Piven-Cloward_Aufstand_der_Armen.pdf, abgerufen 1.1.2011.) 
Siehe die Besprechung von Christian Frings: „Geschichte wird gemacht – aber wie? 
‘Aufstand der Armen’ – neu gelesen“, in: express. Zeitung für sozialistische Betriebs- 
und Gewerkschatsarbeit, Nr. 7-8/2009. Zur Diskussion um das Buch siehe auch das 
„Symposium“ in Perspectives on Politics, Vol. 1 (No. 4, Dezember 2003), in dem sich 
mehrere SozialwissenschatlerInnen 25 Jahre nach der Erstveröfentlichung mit 
der Bedeutung des Buchs auseinandersetzen. In ihrem letzten Buch, „Challenging 
Authority. How Ordinary People Change America“, von 2006 diskutiert Piven im 5. 
Kapitel die hesen aus „Aufstand der Armen“ im Kontext anderer Erklärungsansätze. 
Auf Deutsch erschien von Piven und Cloward außerdem „Regulierung der Armut. 
Die Politik der öfentlichen Wohlfahrt“, Frankfurt a.M. 1977 (engl. „Regulating the 
Poor“, 1971). 

Widersprüche. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 119/120, 31. Jg. 2011, Nr. 1/2, 99 – 115
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Aktivistin gewesen. In den 1960er-Jahren habe ich zunächst mit Mieterbewegun-
gen zusammengearbeitet und dann für längere Zeit mit den Bewegungen, die von 
Müttern ausgingen, die Sozialhilfe bezogen. Diese Frauen waren extrem arm, die 
meisten von ihnen – nicht alle – waren schwarz oder Latinas. 

CF: So weit ich deine Schriten kenne, enthalten sie einen grundlegenden Optimis-
mus. Erst kürzlich hast du in einem Aufsatz die Frage „Kann die Macht von unten 
die Welt verändern?“ durchaus positiv beantwortet.6 Was sind die theoretischen und 
praktischen Quellen dieses Optimismus?

Frances Fox Piven (FFP): Nun, ich denke, es gibt eine herkömmliche und vor-
herrschende heorie der Macht, also dazu, wie einige Leute andere Menschen 
selbst gegen deren Widerstand dazu bringen können, sich gemäß ihren Zielen zu 
verhalten. In dieser heorie beruht Macht auf Ressourcen: Einige Leute haben 
bestimmte persönliche Eigenschaten wie Überzeugungskrat oder eine dominie-
rende Persönlichkeit, oder sie verfügen über Vermögen, haben die Kontrolle über 
Arbeitsplätze, können Proit machen oder sind im Besitz der Gewaltmittel, der 
Maschinengewehre, und können damit andere Menschen dazu bringen, das zu 
tun, was sie wollen. Auf diese Weise wird normalerweise in der Soziologie Macht 
betrachtet. Ich denke, in vielen Fällen trit das zu und kann ganz gut erklären, 
warum einige Menschen andere herumstoßen können. Aber diese Erklärung von 
Macht funktioniert nicht immer! Es gibt Beispiele in der Geschichte, in denen 
Leute, die über nichts von all dem verfügen, trotzdem in der Lage waren, die über 
ihnen Stehenden dazu zu bringen, ihre Forderungen wahrzunehmen und auf diese 
einzugehen. Seit Menschengedenken hat es solche Situationen gegeben. Sie sind 
selten, und es ist wichtig zu verstehen, warum sie so selten sind – aber wir müssen 
auch verstehen, wie es überhaupt zu ihnen kommen kann. Ich denke, es liegt 
daran, dass es noch eine ganz andere Art von Macht gibt. Und diese andere Art 
von Macht hat etwas mit den Systemen der Kooperation zu tun, die letzten Endes 
Gesellschat ausmachen. Gesellschat ist ein komplexes kooperatives Unterfangen. 
Fast jede und jeder in der Gesellschat ist in diese komplizierte Anordnung von 
Kooperationssystemen eingebunden. 

Normalerweise proitieren einige Wenige von diesen Systemen der Kooperation 
– so hat die Kirche ihre Priester und Prediger; und sie hat Gläubige, die in die Kirche 
gehen und ihren Obulus in die herumgereichten Spendenteller legen. Das Wich-

6 Frances Fox Piven: „Can Power from Below Change the World“, in: American So-
ciological Review, Vol.  73 (1, Februar 2008), S.  1-14. Eine deutsche Übersetzung 
erscheint demnächst in Michael Bruch, Wolfram Schafar, Peter Scheifele (Hg.): 
„Kritik und Organisation“, Münster 2011.

risierung und neuer Solidarität“.2 Am 22. Juni 2009 kam sie auf Einladung der 
„Stitung W.“ nach Wuppertal, und im Anschluss an ihren Vortrag über „Ar-
mutspolitik in Krisenzeiten“ hatten wir, Cecil Arndt (CA) und Christian Frings 
(CF), Gelegenheit ein Interview mit ihr zu führen. 

In den USA ist Frances Fox Piven zur Zeit einer regelrechten Hetzkampagne 
durch den rechtsextremen Propagandisten Glenn Beck ausgesetzt, der in den Fox 
News als Sprachrohr der Tea-Party wirkt. Nachdem Beck und andere Konservative 
schon seit Jahren in verschwörungstheoretischer Manier die „Piven-Cloward-
Strategie“ für den ökonomischen Niedergang der USA bis hin zum Wahlsieg 
Obamas verantwortlich machen, lieferte ein kurzer Artikel von Piven im linken 
Magazin „he Nation“ vom 22. Dezember 2010 zu den Perspektiven einer Arbeits-
losenbewegung in den USA3 den Anlass für Beck und Fox News, die Angrife auf 
sie zu intensivieren. Die Folge war eine zunehmende Flut von Morddrohungen, 
die vor dem Hintergrund des Anschlags auf die Abgeordnete Gabrielle Gifords 
vom 8. Januar 2011 ein neues Gewicht bekommen. Die Herausgeber von „he 
Nation“ haben sich in der Ausgabe vom 7. Februar 2011 demonstrativ hinter 
Frances Fox Piven gestellt und die Drohungen gegen sie öfentlich gemacht.4 
Obwohl sie Frances Fox Piven Angst machen, sieht sie auch die gute Seite daran: 
In den letzten Tagen konnte sie Zeitungen Interviews geben und im Fernsehen 
autreten, um ihren Standpunkt zu vertreten. „Immerhin haben wir jetzt ein 
Megaphon“ sagte sie dem Guardian.5

CA: Könntest du dich einem Publikum vorstellen, das noch nicht von dir ge-
hört hat?

FPP: Ich unterrichte an der New Yorker Graduiertenfakultät in den Fächern 
Soziologie und politische Wissenschat und betreue StudentInnen, die ihre Dok-
torarbeit schreiben – eine Arbeit, die mir sehr gefällt. Außerdem schreibe ich 
Bücher, die meisten über soziale Bewegungen, über Sozialpolitik und über das 
Wahlsystem, insbesondere darüber, wie die gesetzlichen Regeln in den USA dazu 
führen, dass die arme Bevölkerung und Minderheiten bei den Wahlen unterre-
präsentiert sind. Außerdem bin ich seit Beginn meines Arbeitslebens auch eine 

2 Das Programm der Tagung und ein Videomitschnitt des Vortrags von Frances Fox 
Piven inden sich auf der Webseite der Stitung: http://www.rosalux.de/class-in-
crisis.html.

3 http://www.thenation.com/article/157292/mobilizing-jobless.

4 http://www.thenation.com/article/157900/glenn-beck-targets-frances-fox-piven.

5 http://www.guardian.co.uk/media/2011/jan/30/frances-fox-piven-glenn-beck.



102 Cecil Arndt und Christian Frings 103Regeln brechen

kann. So denken Soziologen über Regeln nach. Aber es gibt eine Menge von Re-
geln, bei denen es nicht einfach darum geht, kollektives Leben und Kooperation 
möglich zu machen, sondern darum, die Kooperation von subalternen Gruppen 
zu erzwingen. Am deutlichsten ist das in der Geschichte des Arbeitsrechts zu 
erkennen, das in England und den USA von den Gerichten lange Zeit als das Recht 
eines Dienstverhältnisses, eines Verhältnisses von Herr und Knecht, im Sinne des 
bürgerlichen Rechts interpretiert wurde. So wurde auch die Monopolgesetzgebung 
in den USA an der Wende zum 20. Jahrhundert nicht als ein Mittel zur Kontrolle 
von Großunternehmen betrachtet, sondern als ein weiteres rechtliches Instrument 
zur Zerschlagung von Gewerkschaten und zur Verhinderung von Streiks. 

CF: Aber wenn es so schwierig ist, die Regeln zu brechen und diese latente Macht 
der Abhängigkeit zu mobilisieren, warum bist du dann immer noch optimistisch, 
dass diese Macht eingesetzt werden kann?

FFP: Weil es manchmal doch passiert.
CF: Ich habe den Eindruck, es beruht nicht nur auf deinen theoretischen Über-

legungen, sondern auch darauf, dass du dein ganzes Leben mit solchen Bewegungen 
in Kontakt warst …

FFP: Ja, das stimmt! Ich habe immer mit Bewegungen zusammengearbeitet, 
und manchmal habe ich versucht, sie in Gang zu bringen. Lange Zeit habe ich nicht 
so sehr an einer Bewegung, sondern an einer Kampagne zur Reform des Wahl-
rechts mitgearbeitet. Denn ich denke, es gibt da eine Menge Unterströmungen, 
die angezapt werden können, wenn das politische Regime auf die Unterstützung 
großer Gruppen aus den Unterschichten angewiesen ist. In der modernen Zeit 
besteht eine Wechselwirkung zwischen dieser Macht von unten und dem Wäh-
lerverhalten. Es ist für die Leute dadurch viel leichter zu sehen, dass sie einen 
wichtigen Beitrag leisten. Außerdem denke ich, dass es fast völlig verborgene 
Kulturen unter den Menschen gibt, in denen ihre Beiträge zur Sprache kommen. 
Wenn Frauen untereinander reden, dann sprechen sie trotz ihrer untergeordneten 
Stellung darüber, was sie alles „für den Hurensohn“ getan haben. In meinem Vor-
trag habe ich etwas über die Arbeiterlieder erzählt. Da indest du immer wieder 
diese Aussage: „Wir haben es getan, wir haben dieses Land aufgebaut“. Oder James 
Scott, der Autor von „Weapons of the Weak“ – ich glaube im Moment arbeitet 
er in Birma –, schreibt darüber, was Frauen, arme Bäuerinnen (in Malaysia) in 
der Küche reden. Hinter dem Rücken des reichen Bauern erzählen sie sich Witze 
und Geschichten, die davon handeln, was sie alles tun.8 

8 Siehe James C. Scott: „Weapons of the Weak: Everyday Forms of Peasant Resistance“, 
Yale University Press, 1985, und „Domination and the Arts of Resistance: Hidden 

tigste aber, was sie beisteuern, ist ihre Ehrfurcht und ihr Glaube. Wenn sie diesen 
Glauben verweigern, steckt die Kirche in ernsthaten Schwierigkeiten – niemand 
kommt mehr am Sonntag. Dann gibt es keine Kirche mehr. Andere Beispiele der 
Kooperationsverweigerung sind dramatischer: Verweigerung der Bauern, die Felder 
zu bestellen, oder die Verweigerung von ArbeiterInnen, an die Maschinen oder 
das Fließband zu gehen, oder die Verweigerung von SchülerInnen, ihre Rolle zu 
spielen, die darin besteht, zur Schule zu gehen, zuzuhören und „ja, ja, ja“ zu sagen. 

Es fällt den Leuten schwer, diese Art von Macht überhaupt wahrzunehmen 
und zu erkennen, dass sie selber eine wichtige Rolle spielen. Es ist sehr schwierig 
für sie, diese Form der Macht zu nutzen/auszuüben, weil diese Macht von un-
ten – ich nenne sie die Macht der wechselseitigen Abhängigkeit (interdependent 
power) – nur kollektiv mobilisiert werden kann. Eine Schülerin alleine kann die 
Schule nicht dichtmachen. Außerdem steckt jede und jeder von uns in vielfältigen 
Beziehungen. SchülerInnen gehen zu Schule und haben Beziehungen zu ihren 
Lehrern, der Schulverwaltung usw. Aber zugleich gehören sie zu einer Familie, 
sind vielleicht in einer Kirchengemeinde oder Mitglied einer politischen Partei 
… Und diese anderen Einlüsse verhindern normalerweise ofenen Ungehorsam, 
wie er für die Nutzung/Ausübung dieser auf wechselseitiger Abhängigkeit beru-
henden Macht erforderlich ist. Ein Beispiel, das mir dazu immer einfällt, ist die 
Rolle der methodistischen Kirche in England zur Zeit der ersten Streiks in der 
Textilindustrie: Die Priester weigerten sich, die im Verlauf dieser Streiks getöteten 
ArbeiterInnen auch nur zu beerdigen – was damals für die Leute bedeutete, dass 
ihre Seelen der ewigen Verdammnis preisgegeben waren. Das heißt, ihre Bezie-
hung zur Kirche untergrub ihre Fähigkeit, die Macht zu nutzen, die sich aus ihrer 
Beziehung zu den Unternehmern ergab. Ein weiterer Grund, warum es schwer 
fällt, diese Macht zu aktivieren, sind natürlich die familiären Beziehungen. Sie 
halten die Menschen ständig davon ab, ihr Beschätigungsverhältnis zu stören, 
weil sich das negativ auf das Familieneinkommen auswirken könnte. 

Aber der allerwichtigste Grund dafür, warum es so schwer fällt, diese Art 
von Macht auszuüben oder sie überhaupt zu erkennen, besteht meiner Ansicht 
nach darin, dass die Menschen in einem System von Regeln leben.7 Viele dieser 
Regeln sind einfach notwendige Momente eines kollektiven Zusammenlebens: 
Du sollst das Auto anhalten, wenn die Ampel rot ist, oder du solltest etwas zu 
einer bestimmten Zeit machen, damit es mit anderen Leuten koordiniert werden 

7 Zur Bedeutung der Regeln siehe Frances Fox Piven und Richard A. Cloward: „Rule 
Making, Rule Breaking, and Power“, in: homas Janoski u.a. (Hg.): „he Handbook 
of Political Sociology“, Cambridge University Press 2005, S. 33-53.
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CF: Ja, aber aus deinen Schriten spricht ein gewisses Vertrauen in die Fähigkeit 
der Armen, dieses Störpotential einzusetzen. 

FFP: Dieses Vertrauen habe ich tatsächlich. Aber zugleich ist mir klar, dass 
es enormen Mut und Willensstärke braucht und mit einem nicht zu unterschät-
zenden Risiko verbunden ist, diese Macht einzusetzen.

CF: In „Aufstand der Armen“ von 1977 habt ihr euch sehr kritisch mit der weit 
verbreiteten Vorstellung auseinandergesetzt, durch Massenorganisationen könne 
diese Macht mobilisiert werden. In einer Erwiderung auf Kritik an dem Buch habt 
ihr 1984 dargelegt, warum ihr das Buch geschrieben habt.9 Ein Grund sei gewesen, 
dass ihr in den Bewegungen gesehen habt, dass viele Leute sich anders verhielten: 
Sie wollten keine Massenorganisationen aufbauen, sondern stützten sich auf direkte 
Aktionen, Unruhe auf der Straße usw. Aber ihr hattet den Eindruck, dass sie das 
nicht theoretisch ausdrücken konnten, und habt daher diese Studie geschrieben. Ich 
denke, das hatte einigen Einluss und hat Leute darin bestärkt, eine Alternative zu 
formellen Massenorganisationen zu formulieren, oder?

FFP: Genau das haben wir versucht. „Aufstand der Armen“ entstand aus un-
serer Arbeit mit „organizern“ in der Mieterbewegung Ende der 1960er-Jahre und 
in den Kämpfen um Sozialhilfe. Eine Zeitlang haben wir mit diesen organizern 
zusammengearbeitet, zuerst bei Mieterkämpfen und dann vor allem in der Be-
wegung der SozialhilfeempfängerInnen. Wir hatten eine „Krisentheorie“, wie 
sich das Einkommenssystem in den USA verändern lassen könnte – damals, als 
die Demokraten an der Macht waren und die Städte von Riots erschüttert wur-
den. 10 Die organizer, mit denen wir zusammenarbeiteten, waren der Aufassung: 
Wenn wir erst einmal die Organisation aufgebaut haben, dann können wir die 
Massenmobilisierung herbeiführen, um sowohl im System der Sozialleistungen 
wie im politischen System auf regionaler und auf Bundesebene und in der demo-
kratischen Partei Störungen herbeizuführen. Am Anfang waren wir uns nicht 
sicher und arbeiteten auch daran mit, die Organisation aufzubauen. Aber dann 
wurde uns klar, welche Rolle die Organisation spielte. Schon auf der lokalen 

9 Richard A. Cloward und Frances Fox Piven: „Disruption and Organization. A 
Rejoinder“, in: heory & Society, Vol. 13 (No. 4, 1984), S. 587-99.

10 Texte, die aus dieser Beteiligung an Mieterkämpfen und der Sozialhilfebewegung 
entstanden sind, inden sich in Richard A. Cloward und Frances Fox Piven: „he Po-
litics of Turmoil. Essays on Poverty, Race, and the Urban Crisis“, Pantheon Books, 
New York 1974. In diesem Band ist auch ihr Papier „A Strategy to End Poverty“ 
abgedruckt, das diese „Krisentheorie“ enthält und auf das sie sich in „Aufstand der 
Armen“ (S. 301) beziehen.

Wenn du dir die Bürgerrechtsbewegung in den Südstaaten der USA ansiehst 
und was für eine außerordentliche Bewegung das war – sie entstand unter Men-
schen, die nicht nur sehr arm waren und sehr hart arbeiten mussten, sondern die 
unter einem Terrorregime lebten. Lynchen war die Strafe für jede Form von Regel-
verletzung; nicht für Diebstahl, sondern schon dafür, dass du den Bürgersteig nicht 
für eine weiße Person freigegeben oder angeblich eine weiße Frau „unschicklich“ 
angeguckt hattest. Es kamen Menschenmengen zusammen, um beim Lynchen 
zuzusehen. Unter solchen Bedingungen entstand diese Bewegung – wie war das 
möglich? Wenn du dir diese Frage vorlegst, kannst du einen Eindruck davon 
gewinnen, was sich am herrschenden Regime geändert haben musste, damit die 
Menschen ihre Widerstandsfähigkeit entwickeln konnten, sich auf ihre Fähig-
keit zu kollektiven Aktionen beziehen konnten. Was war geschehen? Der Süden 
war immer noch derselbe, aber mehr und mehr Schwarze sahen sich aufgrund 
der Mechanisierung der Landwirtschat im Süden gezwungen, in den Norden 
abzuwandern. Als sie in den Norden gingen, wurden sie zu einem Faktor bei den 
Wahlen, für die Demokratische Partei. Auch deswegen, weil sie sich in den von 
Industrie geprägten Staaten konzentrierten, weil sie in die großen Industriestädte 
gingen, um Arbeit zu inden. Wegen dieser Konzentration und aufgrund des 
besonderen Wahlsystems in den USA hatten sie einen überproportionalen Einluss 
auf die Präsidentschatswahlen. Sie konnten bestimmen, wem die Stimmen der 
Wahlmänner in den Industriestaaten bei den Präsidentschatswahlen zugute ka-
men. Daher sagte man in den USA zum Beispiel, die Schwarzen in Chicago hätten 
letztlich 1960 die Wahl von John F. Kennedy gegen seinen Widersacher Richard 
Nixon entschieden. Eine Zeitlang mussten also Präsidentschatskandidaten auf 
die Schwarzen Rücksicht nehmen. Das veränderte die Rhetorik der Präsidenten, 
und als sich im Süden diese Bewegung entwickelte, veränderte das auch die Politik 
der Präsidenten. Das führte zu einer Veränderung, keiner großen Veränderung, 
aber einer Veränderung in der Machtkonstellation im herrschenden Staat. Daher 
konnten sich schwarze Menschen vorstellen, die Bundesregierung werde in die 
Politik der Südstaaten eingreifen. Und genau das passierte dann.

Du sagst, ich sei optimistisch. Ich bin auch pessimistisch. Wer könnte nicht 
pessimistisch sein angesichts der Tatsache, dass dermaßen viel erforderlich ist, 
damit normale und vor allem arme Menschen den Einluss ausüben können, der 
ihnen angeblich durch die demokratischen Normen garantiert wird. 

Transcripts“, Yale University Press, 1990. Sein letztes Buch ist „he Art of Not Being 
Governed: An Anarchist History of Upland Southeast Asia”, Yale University Press, 
2009.



106 Cecil Arndt und Christian Frings 107Regeln brechen

er seine hesen nie belegen kann. Also habe ich diesen Essay geschrieben.11 Dann 
baten sie mich, zu der Konferenz zu kommen und einen einleitenden Vortrag zu 
halten. Ich habe auf der Konferenz der Luxemburg-Stitung über neue Quellen 
der Macht gesprochen, die der Arbeiterklasse zur Verfügung stehen. Denn ich 
kann der hese nicht zustimmen, dass die Macht der ArbeiterInnen durch die 
Globalisierung und postfordistische Produktionsmethoden bedeutungslos gewor-
den sei – im Prinzip hat sich ihre Macht dadurch verstärkt. Es haben sich sehr 
komplexe Formen der Arbeitsteilung entwickelt, und die Produktionssysteme, 
die Handelswege und der über das Internet koordinierte Transport sind extrem 
anfällig geworden. Die auf der wechselseitigen Abhängigkeit beruhende Macht 
ist heute größer als je zuvor, auch wenn sie nicht in der alten Weise mobilisiert 
werden kann, weil es nicht mehr diese Massenproduktion gibt. Das habe ich 
versucht, in meinem Vortrag zu erklären.

CF: Ich rage auch deshalb, weil du dich selber in den Streit um die Politik der 
SEIU eingemischt hattest. Du warst eine der über hundert WissenschatlerInnen, 
die im Mai 2008 den ofenen Brief an Andy Stern, den (damaligen) Vorsitzenden 
der SEIU, unterschrieben hatten, um die drohende Zwangsverwaltung der kalifor-
nischen Krankenhausgewerkschat UHW zu verhindern.12 Aber darüber hast du 
in der Konferenz nicht gesprochen?

FFP: Nein. Das was kein hema. Viele der Leute in der SEIU kommen aus 
derselben Tradition der welfare-rights-Bewegung. Es gibt dort sogar noch einige, 
mit denen wir schon in der damaligen Bewegung zusammengearbeitet und mit 
denen wir uns gestritten haben. Mir gefällt es an der SEIU, dass sie geschickt 
und aggressiv autritt. Aber mir gefällt nicht, dass sie ihren Schwerpunkt darauf 
legt, alles nur Erdenkliche zu tun, um die Organisation zu stärken. Denn das 
tun sie, egal was es ist: Wenn es ein Deal mit Wal-Mart ist, dann ist es eben ein 
Deal mit Wal-Mart. Mit ihrem Konzept der Firmenrecherche (corporate research) 
wollen sie herauskriegen, wer Druck auf diese Firma ausüben kann: Es können die 

11 Die „Wacquant-Debatte“ erschien in der Zeitschrit Das Argument, Nr. 281 bis 
283, 2009. Frances Fox Piven: „Ist das Arbeitserzwingungs- und Gefängnisregime 
funktional?“, in: Das Argument, Nr. 282, 2009, S. 651-654. Ausführlicher mit Nach-
weisen als: „A Response to Wacquant“, in: heoretical Criminology, Vol. 14 (No. 1, 
2010), S. 111-116.

12 „An Open Letter of Concern To Andy Stern About United Healthcare Workers-West“ 
vom 1. Mai 2008, http://labornotes.org/iles/pdfs/seiu/OpenLetter20080501.pdf 
(abgerufen am 1.1.2010). Zum Hintergrund und der Bedeutung dieses Konlikts 
siehe Peter Birke: „Die große Wut und die kleinen Schritte. Gewerkschatliches Orga-
nizing zwischen Protest und Projekt“, Berlin: Assoziation A 2010, S. 102-115.

Ebene wurde das zum Problem. Denn die Leute, die zu Angestellten der kleinen 
lokalen Organisationen geworden waren, wollten nicht noch mehr neue Leute. 
Sie sahen darin eine Gefahr für sich. 1971 hatten wir ein bundesweites Trefen 
der welfare-rights-Organisationen, und zu dem Trefen luden die Frauen, die es 
organisierten, viele Präsidentschatskandidaten ein, kümmerten sich um einen 
Abschlussball usw. (lacht). Aber während dessen redete niemand mehr von der 
lokalen Organisierung. Da war es uns klar.

Du konntest es regelrecht sehen, Tag für Tag, wie der Versuch, die Organi-
sation aufzubauen, direkte Aktionen verhinderte. Bei den direkten Aktionen 
ging es zunächst um ganz unmittelbare Dinge, die Sozialhilfeschecks usw. Aber 
wir dachten, dass durch diese Aktionen auch politische Reformen angestoßen 
werden könnten, Reformen eines wirklich schrecklichen Systems! An eini-
gen Punkten kam es auch zu Reformen, denn zumindest für die alten und 
behinderten Menschen, die in Armut lebten, gab es Verbesserungen. Es kam 
also zu einigen Reformen – aber nicht für diejenigen, von denen die Unruhe 
ausgegangen war! 

CF: Hatte „Aufstand der Armen“ einen Einluss auf die Bewegung selbst? Hier in 
Deutschland war das Buch für einige Gruppen von Aktivisten in den 1980er-Jahren 
geradezu ein Schulungstext. Und der Einluss des Buchs ist auch heute noch sichtbar, 
hier wie in den USA. Habt ihr damals, als es erschien, Diskussionen dazu organisiert?

FFP: Nein. Sicher, wir hatten es geschrieben, um die organizer zu beeinlussen. 
Aber auf die damaligen hatte es keinen Einluss, weil sie sich schon zu sehr dem 
Aufbau der Organisation verschrieben hatten. Auf die neuen Aktivisten hat es 
einen gewissen Einluss gehabt. 

CF: Auf der Konferenz in Berlin, an der du teilgenommen hast, war auch „Or-
ganizing“ ein hema. Hier in Deutschland wird gerade sehr viel darüber diskutiert, 
und manche sehen in den Organisierungskampagnen der SEIU (Service Employees 
International Union) in den USA eine vorbildhate Strategie, die die Gewerkschaten 
auch hier verfolgen sollten. Warst du auch an dieser Diskussion über das Organizing 
beteiligt?

FFP: Nein, an dieser Diskussion war ich nicht beteiligt. Zunächst hatte mich 
die Rosa-Luxemburg-Stitung nur gebeten, einen kleinen Essay als Kritik an den 
hesen von Loïc Wacquant zu schreiben. Sicher, Gefängnisse haben eine enorme 
Bedeutung bekommen und sind ein schreckliches System, aber sie sind nicht 
darauf ausgerichtet, Billigarbeit zu erzwingen; sie erzeugen Straßenkriminalität. 
Es stimmt auch nicht, dass der Sozialstaat und der mit ihm durchgesetzte Arbeits-
zwang (welfare-workfare) keine Bedeutung mehr haben. Ich bin froh, dass jemand 
die Gefängnisse angreit und sie kritisiert, aber das Problem mit Wacquant ist, dass 
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CA: Aber wie kommen Menschen in Bewegung, und auf welche Ressourcen kann 
sich die Macht der Subalternen stützen?

FFP: Ich denke, die wichtigste Ressource von subalternen Gruppen besteht in 
ihren Fähigkeiten. Diese Gruppen spielen wichtige Rollen in all unseren institu-
tionellen Systemen der Kooperation. Ihre wichtigste Ressource ist die Drohung, 
diese Kooperation zu verweigern und gegen die Regeln zu verstoßen, die auf ihre 
Kooperation angewiesen sind. Ihre Ressource ist also, anders gesagt, die Störung 
der institutionellen Ordnung unserer Gesellschat. Auf diese Weise konnten unter-
geordnete Gruppen in der Geschichte hin und wieder Erfolge erzielen. Manchmal 
waren diese Erfolge nicht von Dauer, und sie mussten erneut ihre Verweigerung 
androhen. Aber so ist es halt. Ich denke, es ist schwer für die Menschen, das zu 
tun. Es fällt ihnen schwer, die Regeln zu verletzen, die Risiken einzugehen, dass 
ihre Lohnzahlungen ausgesetzt werden oder sie die Ausbildung verpassen oder 
ihre guten Beziehungen zu den Nachbarn gestört werden usw. Das fällt nicht 
leicht. Und es fällt auch nicht leicht, überhaupt zu sehen, dass du diese Macht 
hast. In den USA sind die Leute zum Beispiel seit 40 Jahren einem ungeheuren 
propagandistischen Angrif ausgesetzt, der ihnen ständig sagt, dass sie keinerlei 
Macht mehr haben, weil die Unternehmer woanders hingehen können, wo die 
Arbeitskräte billiger sind.14 

Das hat die Leute durchaus beeindruckt. Es macht ihnen Angst, sie klammern 
sich an das Bestehende, sie arbeiten härter. Ich kann mich daran erinnern, wie von 
den Medien in den 1970er-Jahren ständig gesagt wurde, es gehe den ArbeiterIn-
nen in den USA dermaßen gut, dass sie keine Arbeitsdisziplin mehr hätten. Der 
Marktanteil der japanischen und deutschen Autos sei größer geworden, weil die 
amerikanischen Arbeiter so faul geworden wären und daher nur noch schlechte 
Autos bauen würden. Es wurden tatsächlich schlechte Autos gebaut, was aber 
nicht an den ArbeiterInnen, sondern an den großen Autokonzernen lag, die die 
Autos und das Produktionssystem konstruiert hatten. Heute wird in den USA sehr 
viel länger und härter gearbeitet als im übrigen Westen, in der reichen Welt. Und 
das liegt zum Teil an der Verunsicherung, die mit diesen Argumenten geschafen 
wurde: Die ArbeiterInnen in den USA stünden ohne jeden Schutz in Konkurrenz 
zu allen anderen ArbeiterInnen auf der Welt, die härter und für weniger Lohn 
arbeiten. Die meisten sind heute nicht mehr gewerkschatlich organisiert, und 
selbst die Organisierten sind ganz schön verprügelt und gedrückt worden wie 
die UAW-Mitglieder. 

14 Siehe hierzu Frances Fox Piven und Richard A. Cloward: „Power Repertoires and 
Globalization“, in: Politics & Society, Vol. 28 (No. 3, September 2000), S. 413-430.

Investoren sein, es können ihre Partnerirmen sein, es können Geschätskunden 
sein – aber es sind nicht ihre ArbeiterInnen. Wie kann dann dieser Druck im 
Sinne der ArbeiterInnen genutzt werden? Er kann genutzt werden, um die SEIU 
zu stärken und die Organisation aufzubauen …

CF: In den USA gibt es einlussreiche kritische Positionen zum Organizing, wie das 
letzte Buch von Kim Moody13 oder das Buch von Dan Clawson „he Next Upsurge“. 
Mir ist aufgefallen, dass sich alle dabei auf „Aufstand der Armen“ beziehen – es scheint 
eine Art Klassiker oder Standardwerk der Bewegungsliteratur geworden zu sein.

FFP: Das wäre schön (lacht). Nun, es ist da, und wir werden sehen, welchen 
Einluss es hat. Unser Ausgangspunkt war der Streit in der Bewegung um die Rolle 
der Organisierung. Das war eine ganz unmittelbare Erfahrung. Als die Leute 
gegen Zwangsräumungen kämpten, liefen die organizer herum und verteilten 
Mitgliedsanträge. Ich erinnere mich noch daran, als es einen Wahlkampf um den 
Vorstand der welfare-rights-Organisation gab, ein Wettstreit unter Sozialhilfe-
Müttern (welfare-moms). Die Vorsitzende der Gruppe in New York startete eine 
Kampagne zur Mitgliedergewinnung: Für einen Dollar Mitgliedsbeitrag könnt 
ihr bei uns Mitglied werden, dafür werdet ihr an einer Kampagne um Schulklei-
dung auf den Sozialämtern beteiligt. Im Endefekt bekam sie für den Dollar viele 
Mitglieder und wurde Vorsitzende der bundesweiten Organisation – aber diese 
Kampagne für Schulkleidung gab es nie.

CA: Du bist jetzt 76 Jahre alt. Trotz all der Rückschläge und Verschlechterungen 
glaubst du immer noch an die Macht der einfachen Leute …

FFP: Ich denke, das ist die einzige Möglichkeit. Ich glaube keineswegs, dass 
wir zwangsläuig einer glücklichen Zukunt entgegensehen. Wir könnten auch 
in Barbarei versinken, wenn das US-amerikanische Imperium zusammenbricht; 
der ganze Planet könnte sich in Rauch aulösen … all das kann passieren. Aber 
zugleich glaube ich, wir sollten versuchen, die Barbarei zu verhindern. Zum jet-
zigen Zeitpunkt sollten wir uns für glaubwürdige Reformen einsetzen, die den 
Ärmsten der Armen helfen. Wir sollten versuchen, die ökologische Katastrophe 
zu verhindern. Was sonst sollten wir tun? Dazu gibt es keine Alternative. Und 
wie dem auch sei, das ist einfach die bessere Art zu leben.

13 Kim Moody: „US Labor in Trouble and Transition. he Failure of Reform from 
Above, the Promise of Revival from Below”, Verso, London/New York 2007; siehe 
die Besprechung von Christian Frings „Organizing oder Macht am Arbeitsplatz“, in: 
express, Nr. 6-7/2008; Dan Clawson: „he Next Upsurge. Labor and the New Social 
Movements”, Cornell University Press 2003.
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denen ich spreche, gibt es nicht umsonst. Auch Streiks gibt es nicht umsonst. Aber 
wo wäre die Arbeiterklasse, wenn sie nie gestreikt hätte?

CA: Was denkst du, unter welchen Bedingungen sind Menschen bereit, solche 
Risiken einzugehen?

FFP: Sie müssen die Möglichkeit sehen, dass sie gewinnen können. 
CA: Und was bringt sie dazu, in einer Bewegung zusammenzuarbeiten?
FFP: Diese Möglichkeit, zu gewinnen, bringt sie auch dazu zusammenzuarbei-

ten. Sie sehen, dass sich andere in derselben Lage wie sie selbst beinden.
CA: Wir machen da andere Erfahrungen. Wir arbeiten jetzt drei Jahre in dieser 

Kampagne, aber es gelingt uns nicht, die Leute zu mobilisieren, ihnen klarzumachen, 
dass sie viel mehr sind als auf der anderen Seite des Schreibtischs …

FFP: Es ist nicht die Frage, dass sie mehr sind als die hinter dem Schreibtisch. Es 
geht darum, Situationen zu schafen, in denen es für die hinter dem Schreibtisch 
zur besten Option wird, auf unsere Forderungen einzugehen. 

CF/CA: Ihr habt euch sehr in der Kampagne für die Registrierung von WählerIn-
nen engagiert. Bei uns gibt es Diskussionen darüber, dass sich Arme vom herrschenden 
politischen System verabschieden und sich an den klassischen Formen wie Wahlen, 
aber auch an anderen demokratischen Verfahren wie Volksentscheiden so gut wie 
gar nicht beteiligen. Kannst Du uns erklären, warum für Euch diese Kampagne 
politisch so wichtig war und ist? 

FFP: Anfang der 1980er-Jahre, das waren instere Zeiten in der US-amerika-
nischen Politik. Die Carter-Regierung Ende der 1970er-Jahre (1977 – 1981) war 
extrem schwach, und die Unternehmer wurden sehr aktiv und einlussreich, auch 
in der Demokratischen Partei. Aufgrund dieser Schwäche der Carter-Regierung, 
aber zum Teil auch aufgrund der Tricks der Kampagne von Ronald Reagan gewann 
er 1980 die Wahlen. Reagan war erzkonservativ. Da war nichts Mysteriöses an ihm, 
er war einfach nur sehr reaktionär, und seine Wahl war eine Warnung. Aber bei den 
Zwischenwahlen zum Kongress 1982, die wir sehr genau beobachteten, beteiligten 
sich IndustriearbeiterInnen und afroamerikanische ArbeiterInnen sehr viel stärker 
als früher. Der Auslöser dafür waren die Initiativen der Reagan-Regierung. Daher 
schenkten wir der Wahlpolitik mehr Aufmerksamkeit als bisher. Wir kamen zu dem 
Schluss, dass gewisse Eigentümlichkeiten des US-amerikanischen bürokratischen 
Wahlsystems, die Art, wie die Wählerlisten zusammengestellt wurden, die Wahlbe-
teiligung von ärmeren Menschen mit geringerer Ausbildung und weniger Selbstbe-
wusstsein einschränkten. Wir ingen an, uns mit der Geschichte dieses Wahlsystems 
im 19. Jahrhundert und in der ersten Hälte des 20. Jahrhunderts zu beschätigen.

In den USA gibt es ein Wählerregistrierungssystem. Ganz zu Anfang gingen 
die Beamten der lokalen Behörden von Tür zu Tür, um die Liste zusammenzu-

Ich denke, heute kommt es für die arbeitenden Menschen darauf an, dass sie 
anfangen abzuklopfen, welche neuen Möglichkeiten der Störung durch eben 
diesen Prozess der Auslagerungen von Produktionsketten und das komplizierte 
Transport- und Kommunikationssystem, das für die Globalisierung erforderlich 
ist, geschafen werden. Das passiert heute viel zu wenig. Die Gewerkschaten 
versuchen nur, Einluss auf Wahlen zu nehmen und die Unorganisierten zu 
organisieren – wobei ich nicht den Eindruck habe, dass sie wirklich sehr hart 
an dieser Organisierung arbeiten, aber sie sagen, dass sie es tun. Wirklich hart 
arbeiten sie daran, eine Rolle in den Wahlkampagnen zu spielen. Und das hat 
nichts damit zu tun, das mögliche Störpotential zu aktivieren, das sich aus den 
neuen Produktionssystemen ergibt. 

CA: Diese Verunsicherung, von der du sprichst, interessiert mich. Wir gehen hier 
in Deutschland vor die Arbeitsämter, von denen die Leute vor allem diszipliniert 
werden, und versuchen, zusammen mit ihnen gegen diese Schikanen aktiv zu wer-
den. Über welches Störpotential verfügen die Menschen dort? Welche Macht haben 
Menschen, die sich täglich mit diesen Behörden herumschlagen müssen und dabei 
aber individualisiert sind?

FFP: Die Leute müssen natürlich versuchen, diese Individualisierung zu 
überwinden. Als wir Ende der 1960er-, Anfang der 1970er-Jahre versuchten, die 
SozialhilfeempfängerInnen zu organisieren, standen wir vor demselben Problem. 
Der größte Teil unserer Mobilisierungsbemühungen fand auf den Sozialämtern 
statt, in denen die Leute in überfüllten Wartesälen saßen. Den Aktivisten war 
klar, dass es nicht zu spontanen Solidarisierungen kommen würde. Aber wenn die 
Leute zusammen in den Wartesälen sitzen, besteht immerhin die Möglichkeit, 
eine unmittelbare Solidarität herzustellen. 

CA: Aber wie?
FFP: Du musst mit den Leuten sprechen, rauskriegen, was ihre Beschwerden 

sind. Du zettelst einen Sitzstreik im Wartesaal an: Niemand verlässt den Raum, 
bis sie auf die Forderungen von allen eingegangen sind – das haben wir immer 
wieder getan. Es kann gefährlich sein, wenn es ein sehr hartes Regime gibt, dass auf 
die Unterstützung von ärmeren Bevölkerungsschichten nicht angewiesen ist. Das 
könnte ein Problem in den USA werden. Wir haben dort aber noch ein anderes 
Problem. Die Sozialbürokratie hat sich verändert. Die erste Veränderung bestand 
darin, dass sie die Leute zu verschiedenen Zeiten bestellt haben, statt dass alle um 
8.30 Uhr kamen. Dann haben sie in letzter Zeit mehr Bullen eingestellt, und jetzt 
haben die Leute Angst, dass sie beim kleinsten Streit ihren Platz auf der Warteliste 
verlieren und wieder stundenlang anstehen müssen. Das sind Hemmungen, die 
du überwinden musst. Du musst Risiken eingehen. Die Art von Aktionen, von 
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Unsere Leute versuchten, Registrierungsformulare zu bekommen, um Leute 
draußen registrieren zu können. Aber die Formulare bekamen sie erst, wenn sie 
an einer Schulung teilgenommen hatten. Aber diese Schulung galt nur für einen 
Wahlbezirk. Wenn du Leute aus verschiedenen Bezirken registrieren wolltest, 
musstest du Schulungen für jeden Bezirk machen. Und sie gaben dir niemals einen 
ganzen Stapel von Formularen – wir wollten z.B. pro Tag hundert Formulare, 
aber sie gaben uns nur ein paar, und du musstest sie vor Dienstschluss ausgefüllt 
zurückbringen, bevor sie dir mehr gaben. Außerdem gaben sie die Formulare 
nicht an Leute heraus, die für sie nicht in Ordnung waren. Zum Beispiel betei-
ligte sich an der Kampagne die Organisation „Planned Parenthood“ (Geplante 
Elternschat), die Frauen die Möglichkeit zur Geburtenkontrolle verschafen 
will. Die Freiwilligen von „Planned Partenthood“ bekamen niemals Formulare. 

Dann wurde uns allmählich klar, was sie mit den Formularen machten. Sie 
stellten dort Fragen, die einfach bizarr waren: Wenn du z.B. eingebürgert warst, 
fragten sie nach dem Namen des Richters in dem Gericht, von dem du eingebürgert 
wurdest – wie sollst du das wissen, wenn du schon vierzig Jahre Staatsbürger bist? 
Oder sie verglichen die Unterschrit auf der Vorderseite mit der auf der Rückseite, 
und wenn z.B. auf der Rückseite der Vorname fehlte oder wenn sie in einer anderen 
Farbe war … es gab unzählige Möglichkeiten, um die ausgefüllten Formulare für 
ungültig zu erklären. 

Was auch nicht klappte, war die Zusammenarbeit mit den Wohlfahrtsver-
bänden. Wir forderten sie auf, sie sollten von sich aus den Leuten in ihren Bera-
tungsstellen die Registrierung anbieten. Wir machten dafür Propaganda unter 
den SozialarbeiterInnen, wir traten an die ganzen landesweiten Wohlfahrtsver-
bände heran – sie luden uns ein, wir hielten Reden vor ihren Versammlungen, 
und unsere Reden geielen ihnen, aber danach taten sie nichts. Wir wollten, dass 
sie das Angebot zur Wählerregistrierung in die Arbeit ihrer Beratungsstellen 
integrieren – ganz einfach! Aber sie taten es nicht. Einer der Gründe dafür war, 
dass die Wohlfahrtsverbände auch Geld vom Staat bekamen und sie Angst hatten, 
sie könnten es verlieren.

1983 sprachen wir mit drei Gouverneuren, die ihre Wahl der starken Wahlbetei-
ligung von Schwarzen und ArbeiterInnen 1982 verdankten. Wir wollten sie dazu 
bringen, die Möglichkeit der Wählerregistrierung in staatlichen Dienststellen 
anzuordnen. Alle drei erklärten auf Pressekonferenzen, dass sie das tun würden. 
Darauhin drohte ihnen die Reagan-Regierung damit, sie wegen Verletzung des 

Margaret Groarke: „Keeping Down the Black Vote: Race and the Demobilization of 
American Voters“, he New Press, New York 2009.

stellen. Schon das benachteiligte Leute mit geringem Einkommen, denn sie waren 
normalerweise tagsüber nicht zu Hause und hatten keine Hausangestellten, die 
die Tür hätten aufmachen können: Sie arbeiteten. Aber immerhin, die örtlichen 
Verwaltungen waren dafür verantwortlich, die Listen zu erstellen. Doch mit 
der Zeit änderte sich das System. Als erstes wurden die Leute selber dafür ver-
antwortlich gemacht, auf die Listen zu kommen. Dann wurden Restriktionen 
eingeführt. Du musstest dafür sorgen, dass dein Name sechs Monate vor der Wahl 
auf der Liste war. Die Reformer sagten, es sei einer guten Staatsbürgerschat nicht 
zuträglich, wenn sich Leute nur wegen der ganzen Aufregung um die Wahlen 
in die Wählerlisten eintragen lassen. Und die Leute mussten sich für jede Wahl 
erneut registrieren. Das Büro zur Registrierung konnte, insbesondere für arme 
Leute, vierzig Meilen entfernt sein. 

Als dieses System eingeführt wurde – zuerst in den Großstädten und dann 
im ganzen Land –, ging die Wahlbeteiligung dramatisch zurück, von 80 bis 85 
Prozent bei Präsidentschatswahlen im 19. Jahrhundert auf bis zu 24 Prozent im 
Süden in den 1920er-Jahren und 50 Prozent im Landesdurchschnitt. Und wer 
blieb aufgrund dieses Systems den Wahlen fern? Natürlich die Minderheiten und 
die Armen. Die Politikwissenschatler entwickelten ständig heorien über apathi-
sche Einstellungen der Armen als Grund dafür, aber im 19. Jahrhundert war die 
Beteiligung der Armen mindestens so hoch gewesen wie die der Wohlhabenden.

Daher haben wir uns entschieden, eine Kampagne zur massenhaten Wählerre-
gistrierung zu versuchen. Wir sprachen Organizer an, die wiederum mobilisierten 
Freiwillige, und wir versuchten, massenhat arme Leute zu registrieren. Wir gründe-
ten eine Organisation (Human SERVE – Service Employees Registration and Voter 
Education, gegründet 1982), sammelten Geld, stellten Leute als Koordinatoren für 
die Bundesländer ein, die Freiwillige mobilisieren sollten. Eine Idee war, die Art 
und Weise, wie das US-amerikanische Sozialhilfesystem die Leute behandelte, für 
eine Massenregistrierung zu benutzen: Wir würden die Leute in den Wartehallen 
der Sozialämter registrieren. So könnten wir sehr viel schneller sehr viel mehr Leute 
erreichen – außerdem an Suppenküchen, Lebensmittelverteilstellen usw.

Erst im Rahmen dieser Kampagne ist uns wirklich klar geworden, wie das 
System der Wählerregistrierung funktioniert. Wir hatten uns bereits mit seiner 
Geschichte und den Motiven der Reformer beschätigt – aber erst jetzt, mit dem 
Versuch seiner Veränderung, verstanden wir, wie es tatsächlich funktionierte.15 

15 Zu diesem hema veröfentlichten Piven und Cloward 1988 das Buch „Why Ame-
ricans Don’t Vote” und 2000 „Why Americans Still Don’t Vote: And Why Politici-
ans Want it hat Way“, und jüngst Piven zusammen mit Lorraine C. Minnite und 
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AktivistInnen zusammenzuarbeiten. Weil zumindest in den USA die Aktivisten-
Gruppen den Sozialwissenschatler nicht den Respekt entgegenbringen, den sie 
meinen verdient zu haben; sie wollen nicht den Soziologen oder Politikwissen-
schatlern zuhören, sie wollen ganz bestimmte Informationen oder Hilfestellun-
gen, und sie wollen selber entscheiden, welche Informationen sie brauchen. Und 
wenn du nicht bereit bist, in dieser Weise mit ihnen zusammenzuarbeiten, wenn 
du der große heoretiker der Aktivisten sein willst, dann gibt es ein Problem, 
dann bist du ihnen suspekt. Sie denken dann vielleicht, dass du sie benutzt, um 
einen Aufsatz oder ein Buch zu schreiben, ohne sie an den Autorenhonoraren zu 
beteiligen – viele haben die Vorstellung, von diesen Honoraren könnte man reich 
werden (lacht). Aber für mich ist diese Beziehung sehr wichtig. Ich habe aus meiner 
politischen Arbeit sehr viel gelernt. Es stimmt, dass ich manchmal einen Schritt 
zurücktrete und die Aktivisten an bestimmten Entscheidungspunkten kritisiere. 
Aber selbst die Aktivisten, die ich – z.B. in „Aufstand der Armen“ – kritisiert 
habe, können meine Freunde bleiben, und ich kann mit ihnen zusammenarbeiten. 
Bis heute werde ich von solchen Gruppen eingeladen und ich spreche gerne bei 
ihnen oder schreibe etwas für sie. So weit ich kann, möchte ich ihnen helfen – und 
manchmal kritisiere ich sie. 

Vielen Dank für das Gespräch.

Christian Frings 
E-mail: christian.rings@gmx.net

Hatch Act (von 1939) anzuklagen, der Staatsangestellten jede politische Betätigung 
untersagt. Der Kongress hielt eine Anhörung dazu ab, ob es zulässig sei, was die 
Reagan-Regierung da machte. Aber niemand schenkte dem Aufmerksamkeit, 
dass die Gouverneure die Registrierung gar nicht einführten; sie waren nicht 
interessiert daran. 

Mit der Zeit kamen wir zu der Überzeugung, dass wir eine gesetzliche Regelung 
auf Bundesebene anstreben mussten, die die Wählerregistrierung in einer Reihe 
von staatlichen Einrichtungen, die sich um die armen Bevölkerungsschichten 
kümmern, anordnet, und mit der ein landesweit einheitliches Registrierungsfor-
mular geschafen wird, so dass die örtlichen Behörden nicht mehr die Möglichkeit 
haben, die Formulare so zu gestalten, dass den Armen und Minderheiten die 
Registrierung erschwert wird. Zehn Jahre lang haben wir uns dafür eingesetzt 
und haben es schließlich bekommen, wir hatten gewonnen.16 

CF: Das war zur Zeit Clintons?
FFP: Ja, Clinton hat es eingeführt. Aber sie haben es nie umgesetzt! Wir ar-

beiten jetzt mit ein paar Leuten von Obama daran, es umzusetzen. Aber damals 
haben sie es nicht umgesetzt. Wir haben schließlich die oiziellen Zahlen, wie viel 
Leute Sozialhilfe beantragt haben oder Unterstützung bei Behinderungen oder 
Lebensmittelmarken – aber die Wählerregistrierung an all diesen Orten ist Null, 
Null, Null! Das Justizministerium hat sich überhaupt nicht darum gekümmert! 

Dafür habe ich mich lange eingesetzt, etwa von 1982 bis 1997, und ich arbeite 
immer noch ein bisschen dazu, zusammen mit Organisationen, die sich für die 
Wählerrechte einsetzen. Sie kämpfen jetzt erneut darum, dass das Gesetz endlich 
umgesetzt wird – in der Hofnung, dass das Justizministerium unter der Obama-
Regierung etwas mehr Sympathien für dieses Anliegen hat. 

CA: Noch eine andere Frage: Wie siehst du die Beziehung zwischen deiner Arbeit 
als Sozialwissenschatlerin und als Aktivistin? Wie können Sozialwissenschatle-
rInnen soziale Bewegungen oder die Menschen, die die Welt verändern wollen, 
unterstützen? Und umgekehrt: Was würdest du als Aktivistin den Sozialwissen-
schatlerInnen sagen?

FFP: Nun, das hängt davon ab, welche Art von Sozialwissenschat sie betrei-
ben. SozialwissenschatlerInnen müssen nicht zwangsläuig eine Hilfe für die 
Aktivisten sein. Für AkademikerInnen ist es nicht einfach, eng mit Gruppen von 

16 1993 wurde unter der Regierung Clinton der „National Voter Registration Act“ 
(NVRA) verabschiedet, der im Volksmund auch als „Motor Voter Act“ bekannt ist, 
weil er die Möglichkeit der Wählerregistrierung in Sozialämtern und KFZ-Zulas-
sungsstellen vorschreibt.


